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Art. 1 § 10a WGG Erwerb von
Anteilen

 WGG - Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 21.03.2025

1. (1)Bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit bedürfen der Zustimmung der Landesregierung Vereinbarungen über:

1. a)den Erwerb von Anteilen an einer Bauvereinigung in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter

Haftung oder Aktiengesellschaft,

2. b)die Fusion einer Bauvereinigung, unabhängig von deren Rechtsform, mit einer anderen Bauvereinigung,

3. c)die Einbringung auch nur eines Teiles des Vermögens einer Bauvereinigung in eine andere Bauvereinigung,

4. d)die Veräußerung von Bauten und Anlagen an Personen, die nicht gemeinnützige Bauvereinigungen sind;

betreffend einzelne Wohnungen (Reihenhäuser, Ein- und Zweifamilienhäuser) und Geschäftsräume nicht

jedoch von Ein- und Abstellplätzen ab einer Anzahl von mehr als drei Objekten,

5. e)die nachträgliche Übertragung in das Eigentum (Miteigentum, Wohnungseigentum) von einzelnen

vermieteten Wohnungen und Geschäftsräumen, die nicht an den bisherigen Mieter oder sonstigen

Nutzungsberechtigten, an ihnen gemäß § 15g Abs. 3 gleichgestellte Personen oder an gemeinnützige

Bauvereinigungen übertragen werden.

2. (1a)Bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit bedürfen der Zustimmung der Landesregierung Vereinbarungen über den

Erwerb von Anteilen an Unternehmungen, deren überwiegender Geschäftszweck der mittelbare oder

unmittelbare Erwerb sowie das mittelbare oder unmittelbare Halten und Verwalten von Anteilen an

Bauvereinigungen ist.

3. (2)Die Zustimmung nach Abs. 1 und Abs. 1a ist jedenfalls zu untersagen, wenn:

1. a)der Kaufpreis oder – bei Einbringung als Sacheinlage – die Bewertung die eingezahlten Einlagen übersteigt,

2. b)durch die Einbringung auch nur eines Teiles des Vermögens einer Bauvereinigung die Voraussetzungen für

die Anerkennung als gemeinnützige Bauvereinigung (§ 34 Abs. 1) nicht mehr gegeben wären oder sich aus

der Einbringung Voraussetzungen für die Entziehung der Anerkennung (§ 35 Abs. 2) ergäben,

3. c)der Veräußerungspreis für Bauten und Anlagen gemäß Abs. 1 lit. d nach Maßgabe des § 23 nicht

angemessen ist,

4. d.bei Wohnungen und Geschäftsräumen, die nicht an gemeinnützige Bauvereinigungen übertragen werden,

keine Legung eines Angebotes an die jeweiligen Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtigten gemäß § 15c

lit. b erfolgt ist.

4. (3)Einer Zustimmung nach Abs. 1 bedarf es nicht, falls der Erwerb eines Anteils zum Nennwert Voraussetzung für

die Nutzung einer Wohnung oder eines Geschäftsraumes ist.

5. (4)Eintragungen in das Firmenbuch nach Abs. 1 lit. a bis c dürfen nur unter Nachweis der Zustimmung der

Landesregierung erfolgen.
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